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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über kosmetische Mittel 
— Drucksachen 7/277, 7/1517 — 


A. Bericht des Abgeordneten Egert 

Die Richtlinienvorschläge der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften wurden vom Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages gemäß dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 am 14. März 1973 
bzw. am 23. Januar 1974 dem Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit überwiesen. Der Ausschuß 
behandelte die Vorlagen abschließend in seiner 
Sitzung am 22. Januar 1975. 

Die Richtlinienvorschläge verfolgen das Ziel, die 
unterschiedlichen einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten auf dem Gebiet der kosmetischen Mittel zu har- 
monisieren und damit Handelshemmnisse zu besei- 
tigen. Die genannten Unterschiede bestehen zur Zeit 
nicht nur in den technischen Bestimmungen hinsicht- 
lich der Zusammensetzung und der Zulassung ge- 
wisser kosmetischer Mittel, Stoffe und Farbstoffe 
zur Herstellung dieser Erzeugnisse, sondern auch 
hinsichtlich der Gesetzessysteme und der Abgren- 
zung ihres Anwendungsgebietes gegenüber den Be- 
stimmungen des Lebensmittel- und Arzneimittel- 
rechts. In der Begründung wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß die Bestimmungen dieser Richt- 
linie sich nur auf kosmetische Mittel beziehen unter 
Ausschluß der pharmazeutischen Spezialitäten und 
der Medikamente. 

Bei allen Unterschieden ist es doch der überein- 
stimmende Hauptzweck der derzeit geltenden einzel- 
staatlichen Rechtsvorschriften, den einzelnen Ver- 
braucher bzw. Benutzer vor gesundheitlichen Schä- 
den zu bewahren. Aus diesem Grunde muß auch 


die gemeinschaftliche Gesetzgebung das Ziel ver- 
folgen, den Schutz vor gesundheitlichen Schäden 
sicherzustellen. 

Mit dieser Zielsetzung stimmt der Ausschuß über- 
ein. Er ist jedoch bei seinen Beratungen zu der über- 
einstimmenden Auffassung gelangt, daß der Vor- 
schlag der Kommission der EG in seiner jetzigen 
Fassung unbefriedigend und sowohl aus gesund- 
heits- als auch aus verbraucherpolitischen Gründen 
in wesentlichen Punkten der Änderung und Ergän- 
zung bedarf. Als Maßstab galt dem Ausschuß bei 
dieser Bewertung das im Sommer 1974 vom Deut- 
schen Bundestag einstimmig verabschiedete Gesetz 
zur Neuordnung und Bereinigung des Rechts im 
Verkehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeugnissen, kos- 
metischen Mitteln und sonstigen Bedarfsgegenstän- 
den — Lebensmittel- und Bedarfsgegenstände- 
gesetz — (siehe Drucksachen 7/2243, 7/2269). 

Der Auschuß möchte gesichert wissen, daß der 
durch dieses Gesetz erreichte Standard erhalten 
bleibt. 

Er ist im übrigen der Auffassung, daß den mit der 
Lebensmittelrechtsreform erreichten Verbesserungen 
auch im europäischen Raum Eingang verschafft wer- 
den sollte. Diese Zielsetzung entspricht Ziffer 6 des 
anläßlich der Verabschiedung des Gesetzes vom 
Plenum des Bundestages einmütig angenommenen 
Entschließungsantrags, mit dem die Bundesregierung 
aufgefordert wird, die Bemühungen zur Harmoni- 
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sierung auf europäischer Ebene fortzusetzen und zu 
intensivieren (siehe Drucksache 7/2243, Seite 3). 

Im einzelnen befaßte sich der Ausschuß einmal 
intensiv mit dem Problem Negativ-/Positiv-Liste, 
d. h. mit der Frage, ob in den Anhängen der Richt- 
linie vornehmlich die Stoffe bzw. Substanzen fest- 
gelegt werden sollten, die in kosmetischen Erzeug- 
nissen nicht enthalten sein dürfen, oder aber die 
Stoffe, die in diesen Erzeugnissen enthalten sein 
dürfen. Um einen besseren Schutz des Verbrauchers 
vor gesundheitlichen Schäden zu gewährleisten, 
spricht sich der Ausschuß gerade im Hinblick auf 
die Feststellungen im Zusammenhang mit der Bera- 
tung der Lebensmittelrechtsreform nachdrücklich 
dafür aus, die Richtlinie auf ein System abzustellen, 
das nicht ausschließlich auf dem Prinzip der Negativ- 
liste beruht. Wesentlich erscheint dem Ausschuß 
weiterhin, die in Anhang II der Richtlinie vorgese- 
hene Negativliste übersichtlicher zu gestalten. Auch 
sollte sie entsprechend dem wissenschaftlichen Er- 
kenntnisstand ergänzt werden? die in Anhang II 
aufgeführten Substanzen, die in kosmetischen Er- 
zeugnissen nicht enthalten sein dürfen, stellen nur 
einen geringen Teil der möglichen chemischen Ver- 
bindungen dar, deren physiologische und toxikolo- 
gische Wirksamkeit größtenteils unbekannt ist. 

Bedenken erhebt der Ausschuß ferner hinsichtlich 
der Begriffsbestimmung der kosmetischen Mittel, die 
nach seiner Auffassung klarer von den Arzneimit- 
teln einerseits und bestimmten Bekleidungsgegen- 
ständen andererseits abgegrenzt werden sollte. 

In der Frage des Verbraucherschutzes hält der 
Ausschuß es für erforderlich, dem Informations- 
bedürfnis und dem Schutz vor Irreführung stärker 
Rechnung zu tragen. Wichtig erscheint ihm in die- 
sem Zusammenhang, daß bei künftigen Verhandlun- 
gen in Brüssel über verbraucherbedeutsame Richt- 
linien neben den Herstellern auch die Verbraucher- 
organisationen gehört werden. 

Zu dem sehr allgemein gehaltenen Verbot der 
Gesundheitsschädigung in Artikel 2 der Richtlinie 


möchte der Ausschuß klargestellt sehen, daß ein 
kosmetisches Mittel auch dann nicht gesundheits- 
schädlich sein darf, wenn es in zwar bestimmungs- 
widriger, aber vorherzusehender Weise verwendet 
wird. 

Mit Entschiedenheit wendet sich der Ausschuß 
schließlich gegen die in der Änderungsrichtlinie — 
Drucksache 7/1517 — vorgesehene Streichung der 
Ubergangsregelung in Artikel 14 Abs. 2 der ur- 
sprünglichen Richtlinie. Dem Ausschuß erscheint die 
Beibehaltung der übergangsfrist notwendig, um den 
Herstellern kosmetischer Mittel genügend Zeit zu 
geben, sich auf die neuen, einheitlichen Anforde- 
rungen einstellen zu können. Zum anderen möchte 
der Ausschuß aber auch den Gesichtspunkt einer 
praktikablen Überwachung durch die zuständigen 
Stellen berücksichtigt sehen. 

Auf der einen Seite möchte der Ausschuß die von 
ihm für notwendig erachteten Änderungen und Er- 
gänzungen materiell in der Richtlinie verankert wis- 
sen. Andererseits geht er jedoch davon aus, daß 
durch diese Änderungen und Ergänzungen die zü- 
gige Weiterbehandlung und Verabschiedung der 
Richtlinie in Brüssel nicht behindert wird, zumal sie 
sich nach Unterrichtung durch die Bundesregierung 
noch in einem relativ günstigen Beratungsstadium 
befindet. Der in dem Antrag des Ausschusses ent- 
haltene Auftrag an die Bundesregierung soll deren 
Bemühungen nachdrücklich unterstützen, bei den 
weiteren Verhandlungen in Brüssel zu erreichen, 
daß das durch das Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetz geschaffene nationale Niveau erhalten 
wird. In einer ergänzenden Bemerkung wird der 
Bundesregierung gleichzeitig die notwendige Be- 
wegungsfreiheit für die sicherlich schwierigen Ver- 
handlungen eingeräumt. 

Der Auschuß legt jedoch Wert auf die Feststel- 
lung, daß diese Bemerkung keinesfalls eine quasi 
indirekte Zurücknahme oder gar einen Verzicht auf 
die Forderung nach den für notwendig erachteten 
Änderungen und Ergänzungen bedeutet. 


Bonn, den 22. Januar 1975 


Egert 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

I. von den Richtlinienvorschlägen — Drucksache 7/277, 7/1517 — Kenntnis zu 
nehmen, 

II. die Bundesregierung aufzufordern, 

1. bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel zu versuchen, daß 

1.1. die in Anhang II vorgesehene Negativliste übersichtlicher gestaltet und 
entsprechend dem wissenschaftlichen Erkenntnisstand ergänzt und der 
Richtlinienvorschlag, soweit gesundheitspolitisch erforderlich, durch Posi- 
tivlisten für bestimmte Teilbereiche ergänzt wird, wie dies bereits für 
Farbstoffe vorgesehen ist; 

1.2. der Richtlinienvorschlag dem InfQrmationsbedürfnis und dem Schutz des 
Verbrauchers vor Irreführung stärker Rechnung trägt; 

1.3. der Artikel 6 insbesondere dahin ergänzt wird, die Gebrauchsinforma- 
tionen in der Sprache des jeweiligen Vertriebslandes abzufassen; 

1.4. klargestellt wird, daß bei den innerhalb der Gemeinschaft in Verkehr 
gebrachten kosmetischen Mitteln auch im Falle bestimmungswidriger, 
aber vorherzusehender Verwendung eine Gefahr für die menschliche Ge- 
sundheit ausgeschlossen sein muß; 

1.5. die Fassung des Artikels 14 Nr. 2 der ursprünglichen Richtlinie des Rates 
über die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
kosmetische Mittel — Drucksache 7/277 — wiederhergestellt wird; 

dabei wird erwartet, daß sich die Bundesregierung für eine zügige Verabschie- 
dung der vorliegenden Richtlinien einsetzt, damit alle Verbraucher in der EG 
in den Genuß grundsätzlich übereinstimmender Vorschriften über Kosmetika 
kommen; 

2. dafür Sorge zu tragen, daß bei künftigen Verhandlungen über ver- 
braucherbedeutsame Richtlinien neben den Herstellern auch Verbraucher- 
organisationen gehört werden. 


Bonn, den 22. Januar 1975 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck Egert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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